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Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern 
(Tunesien), Fassung vom 26.02.2024 

Langtitel 

(Übersetzung) 
Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Tunesien zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
StF: BGBl. Nr. 516/1978 (NR: GP XIV RV 741 AB 789 S. 86. BR: AB 1800 S. 373.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 6. Juli 1978 in Tunis ausgetauscht; das Abkommen ist gemäß seinem 
Art. 28 Abs. 2 am 4. September 1978 in Kraft getreten. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Die Republik Österreich und die Republik Tunesien sind, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
zu schließen, übereingekommen wie folgt: 

Text 

ABSCHNITT I 

Geltungsbereich des Abkommens 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertragstaaten oder seiner Gebietskörperschaften 
erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens, sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere: 

 a) in Tunesien: 

 i) die Gewerbesteuer, einschließlich der Steuer für die Berufsausbildung (l'impot de la patente y 
compris la taxe de Formation Professionelle); 
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 ii) die Steuer auf nichtgewerbliche Gewinne (l'impot sur les benefices des professions non 
commerciales); 

 iii) die Steuer auf den Vermögenszuwachs (l'impot sur les plus values); 

 iv) die Steuer auf Löhne und Gehälter (l'impot sur les traitements et salairs); 

 v) die Landwirtschaftsteuer (l'impot agricole); 

 vi) die Steuer auf Einkünfte aus beweglichem Vermögen (l'impot sur le revenu des Valeurs 
Mobilieres); 

 vii) die Steuer auf Einkünfte aus Forderungen, Depositen, Bürgschaften und laufenden Konten 
(l'impot sur le revenu des creances, depots, cautionnements et comptes courants (I. R. C.)); 

 viii) die Ergänzungssteuer auf das Geamteinkommen (Anm.: richtig: Gesamteinkommen) 
natürlicher Personen (la Contribution Personnelle d'Etat); 

im folgenden als „tunesische Steuer“ bezeichnet; 

 b) in Österreich: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 iii) die Aufsichtsratsabgabe; 

 iv) die Vermögensteuer; 

 v) die Abgabe von Vermögen, die der Erbschaftssteuer entzogen sind; 

 vi) die Gewerbesteuer; einschließlich der Lohnsummensteuer; 

 vii) die Grundsteuer; 

 viii) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

 ix) die Beiträge von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben zum Ausgleichsfonds für 
Familienbeihilfen; 

 x) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken; 

im folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur 
Zeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen Änderungen mit. 

ABSCHNITT II 

Definitionen 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere Vertragsstaat“, je nach dem 
Zusammenhang, die Republik Tunesien oder die Republik Österreich; 

 b) umfaßt der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 d) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 e) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaates“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaates“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

 f) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“: 

 1. in Tunesien den Minister der Finanzen oder seinen bevollmächtigten Vertreter; 

 2. in Österreich den Bundesminister für Finanzen. 
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(2) Bei der Anwendung dieses Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht 
dieses Staates über die Steuern zukommt, welche Gegenstand dieses Abkommens sind. 

Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte 
verfügt. Verfügt sie in beiden Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in 
dem Vertragsstaat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen 
Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragsstaat die Person den Mittelpunkt der 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Vertragsstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Vertragsstaaten oder in keinem der 
Vertragsstaaten, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt; 

 d) besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Vertragsstaaten oder keines der Vertragsstaaten, 
so werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in 
gegenseitigem Einvernehmen zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

Betriebstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung; 

 b) eine Zweigniederlassung; 

 c) eine Geschäftsstelle; 

 d) eine Fabrikationsstätte; 

 e) eine Werkstätte; 

 f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen; 

 g) eine Bauausführung oder Montage oder eine damit zusammenhängende Aufsichtstätigkeit, wenn 
die Dauer der Bauausführung, Montage oder Aufsichtstätigkeit sechs Monate überschreitet, oder 
eine Montage oder Aufsichtstätigkeit, die im Anschluß an den Verkauf von Maschinen oder 
Ausrüstungen erfolgt, wenn die Dauer drei Monate überschreitet und die Kosten der Montage 
oder Aufsichtstätigkeit 10 v. H. des Preises der Maschinen oder Ausrüstungen übersteigen. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 
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 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen, vorausgesetzt, daß dort keine Bestellungen entgegengenommen werden; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(4) Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 – in 
einem Vertragsstaat für ein Unternehmen des anderen Vertragsstaates tätig, so gilt eine in dem 
erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte als gegeben, wenn die Person eine Vollmacht besitzt, im 
Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat gewöhnlich 
ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unternehmen 
beschränkt. 

(5) Ein Versicherungsunternehmen eines Vertragsstaates wird so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in dem anderen Vertragsstaat, wenn es in diesem anderen Staat durch einen Angestellten 
oder einen Vertreter – mit Ausnahme der in Absatz 6 erwähnten Personen – Prämien einzieht oder dort 
gelegene Risiken versichert. 

(6) Ein Unternehmen eines Vertragsstaates wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in dem anderen Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen 
ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist oder 
dort (entweder durch eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird eine der beiden 
Gesellschaften nicht zur Betriebstätte der anderen. 

ABSCHNITT III 

Besteuerung der Einkünfte 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, einschließlich der Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, dürfen in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ bestimmt sich nach dem Recht des Vertragsstaates, in 
dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen 
Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf welche 
die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die 
Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen 
Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 
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(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaates seine Tätigkeit in dem anderen Vertragsstaat durch 
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne 
zuzurechnen, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen 
oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem 
Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der tatsächlichen Geschäftsführungs- und der allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem betreffenden Staat oder anderswo 
entstanden sind. Beträge, die gegebenenfalls von der Betriebstätte an die Geschäftsleitung des 
Unternehmens oder an andere Betriebstätten des Unternehmens als Lizenzgebühren, Honorare oder 
andere ähnliche Vergütungen für das Recht auf Nutzung von Patenten oder anderen Rechten als 
Provisionen, für Dienstleistungen oder für eine Geschäftsleitungstätigkeit (ausgenommen die Vergütung 
tatsächlicher Ausgaben) und – ausgenommen bei Bankunternehmen – als Zinsen für die Betriebstätte zur 
Verfügung gestellte Gelder gezahlt werden, werden nicht zum Abzug zugelassen. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die Art der angewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein, daß das Ergebnis mit den 
Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu 
verfahren. 

(7) Beteiligungen an Unternehmen, die in der Form von Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, von 
offenen Handelsgesellschaften oder Kommanditgesellschaften errichtet sind, ferner die Beteiligungen an 
„societes de fait“ oder an „associations en participation“ des tunesischen Rechts oder an stillen 
Gesellschaften des österreichischen Rechts, dürfen in dem Staat besteuert werden, in dem das in Rede 
stehende Unternehmen eine Betriebstätte hat. 

(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

Artikel 8 

Seeschiffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(2) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der Seeschiffahrt an 
Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes 
liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person, die das Schiff 
betreibt, ansässig ist. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaates unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaates beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaates und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaates beteiligt sind 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder 
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, die von denen abweichen, die 
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der 
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Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den 
Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

Artikel 10 

Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber nicht 
übersteigen 

 a) 10 v. H. des Bruttobetrages der Dividenden, wenn der Empfänger eine Gesellschaft 
(ausgenommen eine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 25 v. H. des 
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

 b) 20 v. H. des Bruttobetrages der Dividenden in allen anderen Fällen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußrechten oder Genußscheinen, Gründeranteilen oder anderen Rechten – ausgenommen Forderungen 
– mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem 
Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien 
gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger der Dividenden in dem anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder einen 
freien Beruf durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für welche die 
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem 
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Die in Österreich ansässigen Gesellschaften, die in Tunesien eine Betriebstätte unterhalten, 
bleiben der tunesischen Steuer auf Einkünfte aus beweglichem Kapitalvermögen unter den 
Voraussetzungen der Besteuerung von Betriebstätten ausländischer Gesellschaften unterworfen, wobei 
jedoch die Besteuerungsgrundlage durch den tunesischen Gewinn gebildet wird und der im Absatz 2 lit. a 
vorgesehene Steuersatz angewendet wird. 

Artikel 11 

Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 10 v. H. des Bruttobetrages der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Der in dem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn sie durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn 
des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus 
Obligationen, einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlungen gelten nicht als Zinsen im Sinn dieses Artikels. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger der Zinsen in dem anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder einen freien Beruf durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat 
selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in 
einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und ist die Schuld, für welche die Zinsen gezahlt werden, für 
Zwecke der Betriebstätte eingegangen worden und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zinsen 
als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 
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(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall darf der 
übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertragsstaates und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine in dem anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch in dem Staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen 

 a) 10 v. H. des Bruttobetrages der Lizenzgebühren, die für die Benutzung oder für das Recht auf 
Benutzung von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, 
mit Ausnahme kinematographischer Filme und Fernsehfilme gezahlt werden; 

 b) 15 v. H. des Bruttobetrages der Lizenzgebühren, die für technische oder wirtschaftliche Studien, 
für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung kinematographischer Filme oder 
Fernsehfilme, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder 
Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung landwirtschaftlicher, gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der 
Lizenzgebühren in dem anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder einen freien Beruf durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für welche die Lizenzgebühren gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser 
Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren 
für Zwecke der Betriebstätte eingegangen und trägt die Betriebstätte die Lizenzgebühren, so gelten die 
Lizenzgebühren als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen an der 
zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall darf der 
übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertragsstaates und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 
dürfen in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte darstellt, die ein Unternehmen eines Vertragsstaates in dem anderen Vertragsstaat hat, oder 
das zu einer festen Einrichtung gehört, über die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für die 
Ausübung eines freien Berufs in dem anderen Vertragsstaat verfügt, einschließlich derartiger Gewinne, 
die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem übrigen 
Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen in dem anderen Staat 
besteuert werden. Jedoch dürfen Gewinne aus der Veräußerung des in Artikel 22 Absatz 3 genannten 
beweglichen Vermögens nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses bewegliche Vermögen 
nach dem angeführten Artikel besteuert werden darf. 
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(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
Diese Einkünfte dürfen jedoch in dem anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn 

 a) die Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertragsstaat regelmäßig über eine 
feste Einrichtung verfügt; in diesem Fall darf lediglich der Teil der Einkünfte, der dieser festen 
Einrichtung zuzurechnen ist, in dem anderen Vertragsstaat besteuert werden, oder 

 b) der Aufenthalt der Person im anderen Vertragsstaat insgesamt mindestens 183 Tage während des 
Steuerjahres beträgt. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten und Wirtschaftstreuhänder. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. Wird die 
Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine in dem anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten 
Staat besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahres aufhält, 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht in 
dem anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber in dem anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dürfen Vergütungen für unselbständige Arbeit, die 
an Bord eines Seeschiffs oder Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr ausgeübt wird, in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Einkünfte, die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, 
Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler aus ihrer in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit beziehen, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sie diese 
Tätigkeit ausüben. 

(2) Fließen Einkünfte in bezug auf persönlich ausgeübte Tätigkeiten von Künstlern oder Sportlern 
nicht diesen selbst, sondern anderen Personen zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der 
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Bestimmungen der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Tätigkeit des 
Künstlers oder Sportlers ausgeübt wird. 

Artikel 18 

Ruhegehälter 

Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

Öffentliche Funktionen 

(1) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die ein Vertragsstaat oder eine seiner 
Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für eine unselbständige Arbeit zahlt, dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. Wird aber die unselbständige Arbeit in dem anderen Vertragsstaat von 
einer in diesem Staat ansässigen Person ausgeübt, die nicht Staatsangehörige des erstgenannten Staates 
ist, so dürfen die Vergütungen nur in diesem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Auf Vergütungen für unselbständige Arbeit, die im Zusammenhang mit einer auf 
Gewinnerzielung gerichteten kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaates oder 
einer seiner Gebietskörperschaften geleistet wird, finden die Artikel 15 und 16 Anwendung. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im Rahmen eines Entwicklungshilfeprogrammes 
eines Vertragsstaates oder einer seiner Gebietskörperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft bereitgestellt werden, an Sachverständige gezahlt werden, die in den 
anderen Vertragsstaat mit dessen Zustimmung entsandt worden sind. 

Artikel 20 

Studenten, Lehrlinge und Praktikanten 

(1) Zahlungen, die ein Student, ein Lehrling oder ein Praktikant, der in einem Vertragsstaat ansässig 
ist oder vorher dort ansässig war und der sich in dem anderen Vertragsstaat ausschließlich zum Studium 
oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, werden in 
dem anderen Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlungen aus Quellen außerhalb des anderen Staates 
zufließen. 

(2) Vergütungen, welche die in Absatz 1 genannten Personen für eine unselbständige Tätigkeit 
beziehen, die in dem anderen Staat ausschließlich zu dem Zweck ausgeübt wird, praktische 
Berufserfahrung zu erwerben, und deren Dauer einen Zeitraum von 183 Tagen im Kalenderjahr nicht 
überschreitet, dürfen in diesem Staat nicht besteuert werden. 

Artikel 21 

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich erwähnten Einkünfte einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

ABSCHNITT IV 

Besteuerung des Vermögens 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 darf in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte eines Unternehmens darstellt 
oder das zu einer der Ausübung eines freien Berufs dienenden festen Einrichtung gehört, darf in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich die Betriebstätte oder die feste Einrichtung befindet. 
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(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

ABSCHNITT V 

Methoden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bezieht eine in Tunesien ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden, so rechnet 
Tunesien auf die vom Einkommen oder vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, 
der der in Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen entspricht. Der 
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer vom Einkommen 
oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte, die in Österreich besteuert werden dürfen, 
oder das Vermögen, das in Österreich besteuert werden darf, entfällt. 

(2) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Tunesien besteuert werden, so nimmt 
Österreich, vorbehaltlich des Absatzes 3, diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus; 
Österreich darf aber bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder das übrige Vermögen 
dieser Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder das 
betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung ausgenommen wären. Dies gilt selbst dann, wenn die 
Einkünfte oder das Vermögen in Tunesien gänzlich oder teilweise steuerbefreit sind. 

(3) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 in 
Tunesien besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu 
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Tunesien gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende 
Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf die 
Einkünfte entfällt, die aus Tunesien bezogen werden. 

(4) Zur Anwendung des Absatzes 3 gilt die tunesische Steuer – auch im Falle gänzlicher oder 
teilweiser Befreiung – mit folgenden Beträgen als gezahlt: 

 – bei Dividenden im Sinn des Artikels 10 Absatz 2 lit. a mit 10 v. H., 

 – bei Dividenden im Sinn des Artikels 10 Absatz 2 lit. b mit 20 v. H., 

 – bei Zinsen im Sinn des Artikels 11 Absatz 2 mit 10 v. H., 

 – bei Lizenzgebühren im Sinn des Artikels 12 Absatz 2 lit. a mit 10 v. H., 

 – bei Lizenzgebühren im Sinn des Artikels 12 Absatz 2 lit. b mit 15 v. H. 

des Bruttobetrages dieser Einkünfte. 

ABSCHNITT VI 

Besondere Bestimmungen 

Artikel 24 

Gleichbehandlung und Investitionsförderung 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaates dürfen in dem anderen Vertragsstaat weder einer 
Besteuerung noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender sind als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen die 
Staatsangehörigen des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen 
werden können. 

(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige“ bedeutet: 

 a) natürliche Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaates besitzen; 

 b) alle juristischen Personen, Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen, die nach 
dem in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden sind. 
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(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaates in dem anderen 
Vertragsstaat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen 
des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er den in seinem Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(4) Die Unternehmen eines Vertragsstaates, deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar oder 
mittelbar, einer in dem anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört 
oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Vertragsstaat weder einer Besteuerung noch 
einer damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender sind als 
die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche 
Unternehmen des erstgenannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck „Besteuerung“ Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt nicht die Anwendung günstigerer steuerlicher Bestimmungen, 
die das Recht eines der Vertragsstaaten zugunsten von Investitionen vorsieht. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Person der Auffassung, daß die Maßnahmen eines 
Vertragsstaates oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die 
diesem Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser 
Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaates unterbreiten, 
in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall im Einvernehmen mit der 
zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen, die in dem Abkommen nicht behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher 
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten besteht. 

Artikel 26 

Austausch von Informationen 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden die zur Durchführung dieses Abkommens 
erforderlichen Informationen austauschen. Alle so ausgetauschten Informationen sind geheimzuhalten 
und dürfen nur solchen Personen oder Behörden zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung 
oder Erhebung der unter das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als verpflichte er einen der Vertragsstaaten, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis 
dieses oder des anderen Vertragsstaates abweichen; 

 b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaates nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 
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Artikel 27 

Diplomatische und konsularische Beamte 

Dieses Abkommen berührt nicht die Vorrechte, die den diplomatischen und konsularischen Beamten 
nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Vereinbarungen zustehen. 

ABSCHNITT VII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 28 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald wie 
möglich in Tunis ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am 60. Tag nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in 
jedem der beiden Staaten anzuwenden 

 a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von den Einkünften, die ab 1. Jänner des Jahres 
zugeflossen oder gezahlt worden sind, das unmittelbar auf das Jahr folgt, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden; 

 b) auf sonstige Steuern für Erhebungszeiträume, die ab 31. Dezember des Jahres enden, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden. 

Artikel 29 

Außerkrafttreten 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft; jeder Vertragsstaat kann jedoch das 
Abkommen fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden, 
bis zum 30. Juni eines jeden Kalenderjahres gegenüber dem anderen Vertragsstaat schriftlich auf 
diplomatischem Weg kündigen. Im Fall einer vor dem 1. Juli eines solchen Jahres erfolgenden 
Kündigung wird das Abkommen in beiden Vertragsstaaten letztmals angewendet 

 a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von den bis zum 31. Dezember des Kündigungsjahres 
zugeflossenen oder gezahlten Einkünften; 

 b) auf die sonstigen Steuern für die vor dem 31. Dezember desselben Jahres endenden 
Erhebungszeiträume. 

 

Geschehen zu Wien am 23. Juni 1977 

in zweifacher Urschrift 

in französischer Sprache. 
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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1978 Ausgegeben am 19. Oktober 1978 173. Stück

5 1 5 . Übereinkommen über die Leichenbeförderung samt Anlage
(NR: GP XIV RV 653 AB 850 S. 92. BR: AB 1815 S. 375.)

5 1 6 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Tunesien zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen
(NR: GP XIV RV 741 AB 789 S. 86. BR: AB 1800 S. 373.)

5 1 5 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage wird genehmigt.

ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE LEICHENBEFÖRDERUNG SAMT ANLAGE
(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
ÜBER DIE LEICHEN-

BEFÖRDERUNG

Die Mitgliedstaaten des
Europarats, die dieses Überein-
kommen unterzeichnen —

in Anbetracht der Notwendig-
keit, die Förmlichkeiten für
die internationale Beförderung
von Leichen zu vereinfachen,

eingedenk der Tatsache, daß
die Beförderung von Leichen
keine Gesundheitsgefahr dar-
stellt, auch wenn der Tod auf
eine übertragbare Krankheit zu-
rückzuführen war, vorausgesetzt,
daß geeignete Maßnahmen ins-
besondere für die Undurch-
lässigkeit des Sarges getroffen
werden —

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Die Vertragsparteien wen-
den in ihren Beziehungen unter-
einander die Bestimmungen dieses
Übereinkommens an.

(2) Im Sinne dieses Überein-
kommens bedeutet Beförderung
von Leichen die internationale
Beförderung von Leichen vom
Abgangsstaat zum Bestimmungs-
staat; als Abgangsstaat gilt der
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173. Stück — Ausgegeben am 19. Oktober 1978 — Nr. 516 3103

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 10. Juli 1978 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das
Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 11 Abs. 2 am 11. August 1978 für Österreich in Kraft
getreten.

Österreich hat gemäß Art. 8 des Übereinkommens als zuständige Behörde im Sinne des Art. 3
Abs. 1, Art. 5 und Art. 6 Abs. 1 und 3 in Niederösterreich den für den Sterbeort zuständigen
Bürgermeister, in den übrigen Bundesländern die für den Sterbeort zuständige Bezirksverwaltungs-
behörde bezeichnet.

Dem Übereinkommen gehören derzeit folgende weitere Staaten an: Island, Niederlande, Nor-
wegen, Türkei, Zypern.

Anläßlich der Annahme des Übereinkommens haben die Niederlande als im Artikel 3 Ab-
satz 1 und Artikel 5 sowie Artikel 6 Absätze 1 und 3 erwähnte zuständige Behörde für die Nieder-
lande den Bürgermeister der Gemeinde, in der der Tod eingetreten ist, und für Surinam den
„Attorney General to the Court of Justice of Surinam" bezeichnet.

Kreisky

5 1 6 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.
(Übersetzung)

ABKOMMEN
zwischen der Republik Österreich und
der Republik Tunesien zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom

Vermögen

Die Republik Österreich und die Republik
Tunesien sind, von dem Wunsche geleitet, ein
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen 2u schließen, über-
eingekommen wie folgt:

ABSCHNITT I

Geltungsbereich des Abkommens

Artikel 1
Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragsstaat oder in beiden Vertrags-
staaten ansässig sind.

Artikel 2
Unter das Abkommen fallende Steuern
(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung für Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen, die für Rechnung eines
der beiden Vertragsstaaten oder seiner Gebiets-
körperschaften erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermögen oder von
Teilen des Einkommens oder des Vermögens
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens, sowie der Steuern
vom Vermögenszuwachs.

mayerhofer
Durchstreichen
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(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die
das Abkommen gilt, gehören insbesondere:

a) in Tunesien:
i) die Gewerbesteuer, einschließlich der

Steuer für die Berufsausbildung (l'impôt
de la patente y compris la taxe de For-
mation Professionelle);

ii) die Steuer auf nichtgewerbliche Gewin-
ne (l'impôt sur les bénéfices des profes-
sions non commerciales);

iii) die Steuer auf den Vermögenszuwachs
(l'impôt sur les plus values);

iv) die Steuer auf Löhne und Gehälter
(l'impôt sur les traitements et salairs);

v) die Landwirtschaftsteuer (l'impôt agri-
cole);

vi) die Steuer auf Einkünfte aus beweg-
lichem Vermögen (l'impôt sur le
revenu des Valeurs Mobilières);

vii) die Steuer auf Einkünfte aus Forderun-
gen, Depositen, Bürgschaften und
laufenden Konten [l'impôt sur le revenu
des créances, dépôts, cautionnements
et comptes courants (I. R. C.)];

viii) die Ergänzungssteuer auf das Geamt-
einkommen natürlicher Personen (la
Contribution Personnelle d'Etat);

im folgenden als „tunesische Steuer" be-
zeichnet;

b) in Österreich:

i) die Einkommensteuer;

ii) die Körperschaftsteuer;

iii) die Aufsichtsratsabgabe;

iv) die Vermögensteuer.;

v) die Abgabe von Vermögen, die der
Erbschaftssteuer entzogen sind;

vi) die Gewerbesteuer; einschließlich der
Lohnsummensteuer ;

vii) die Grundsteuer;
viii) die Abgabe von land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieben;

ix) die Beiträge von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen;
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x) die Abgabe vom Bodenwert bei unbe-
bauten Grundstücken;

im folgenden als „österreichische Steuer"
bezeichnet.

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben
den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden
der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren
Steuergesetzen eingetretenen Änderungen mit.

ABSCHNITT II

Definitionen

Artikel 3

Allgemeine Begriffsbest immungen

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der
Zusammenhang nichts anderes erfordert,

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat"
und „der andere Vertragsstaat", je nach dem
Zusammenhang, die Republik Tunesien
oder die Republik Österreich;

b) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen ;

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juri-
stische Personen oder Rechtsträger, die für
die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden;

d) bedeutet der Ausdruck „internationaler
Verkehr" jede Beförderung mit einem See-
schiff oder Luftfahrzeug, das von einem
Unternehmen mit tatsächlicher Geschäfts-
leitung in einem Vertragsstaat betrieben wird,
es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug
wird ausschließlich zwischen Orten im
anderen Vertragsstaat betrieben;

e) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines
Vertragsstaates" und „Unternehmen des
anderen Vertragsstaates", je nachdem, ein
Unternehmen, das von einer in einem Ver-
tragsstaat ansässigen Person betrieben wird,
oder ein Unternehmen, das von einer in dem
anderen Vertragsstaat ansässigen Person be-
trieben wird;

f) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behör-
de":
1. in Tunesien den Minister der Finanzen oder

seinen bevollmächtigten Vertreter;
2. in Österreich den Bundesminister für

Finanzen.

(2) Bei der Anwendung dieses Abkommens durch
einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders defi-
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nierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt,
welche Gegenstand dieses Abkommens sind.

Artikel 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäfts-
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals
steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes :

a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat an-
sässig, in dem sie über eine ständige Wohn-
stätte verfügt. Verfügt sie in beiden Ver-
tragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, so
gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, zu
dem sie die engeren persönlichen und wirt-
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt
der Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragsstaat die Person den Mittelpunkt
der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in
keinem der Vertragsstaaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertrags-
staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen
Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in beiden Vertragsstaaten oder in
keinem der Vertragsstaaten, so gilt sie als
in dem Vertragsstaat ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt;

d) besitzt die Person die Staatsangehörigkeit
beider Vertragsstaaten oder keines der Ver-
tragsstaaten, so werden sich die zuständigen
Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen zu
regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natür-
liche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der
Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet.

Artikel 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäfts-
einrichtung, in der die Tätigkeit des Unterneh-
mens ganz oder teilweise ausgeübt wird.
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(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere :

a) einen Ort der Leitung;
b) eine Zweigniederlassung;
c) eine Geschäftsstelle;
d) eine Fabrikationsstätte;
e) eine Werkstätte;
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen;

g) eine Bauausführung oder Montage oder eine
damit zusammenhängende Aufsichtstätig-
keit, wenn die Dauer der Bauausführung,
Montage oder Aufsichtstätigkeit sechs Mona-
te überschreitet, oder eine Montage oder
Aufsichtstätigkeit, die im Anschluß an den
Verkauf von Maschinen oder Ausrüstungen
erfolgt, wenn die Dauer drei Monate über-
schreitet und die Kosten der Montage oder
Aufsichtstätigkeit 10 v. H. des Preises
der Maschinen oder Ausrüstungen über-
steigen.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Unter-
nehmen bearbeitet oder verarbeitet zu wer-
den;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu be-
schaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen andere Tätigkeiten
auszuüben, die vorbereitender Art sind oder
eine Hilfstätigkeit darstellen, vorausgesetzt,
daß dort keine Bestellungen entgegen-
genommen werden;

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
mehrere der unter lit. a bis e genannten
Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit
der festen Geschäftseinrichtung vorberei-
tender Art ist oder eine Hilfstätigkeit dar-
stellt.
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(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unab-
hängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 —
in einem Vertragsstaat für ein Unternehmen des
anderen Vertrags Staates tätig, so gilt eine in dem
erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte als
gegeben, wenn die Person eine Vollmacht besitzt,
im Namen des Unternehmens Verträge abzu-
schließen, und die Vollmacht in diesem Staat
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre
Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern oder
Waren für das Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Versicherungsunternehmen eines Ver-
tragsstaates wird so behandelt, als habe es eine
Betriebstätte in dem anderen Vertrags Staat, wenn
es in diesem anderen Staat durch einen Ange-
stellten oder einen Vertreter — mit Ausnahme
der in Absatz 6 erwähnten Personen — Prämien
einzieht oder dort gelegene Risiken versichert.

(6) Ein Unternehmen eines Vertragsstaates wird
nicht schon deshalb so behandelt, als habe es
eine Betriebstätte in dem anderen Vertragsstaat,
weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler,
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rah-
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit han-
deln.

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist
oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder
in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird eine
der beiden Gesellschaften nicht zur Betriebstätte
der anderen.

ABSCHNITT III

Besteuerung der Einkünfte

Artikel 6

Einkünfte aus unbewegl ichem Vermögen

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen,
einschließlich der Einkünfte aus Land- und Forst-
wirtschaft, dürfen in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Vertragsstaates,
in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt
in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen
Vermögen, das lebende und tote Inventar land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf
welche die Vorschriften des Privatrechts über
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungs-
rechte an unbeweglichem Vermögen sowie die
Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen
für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeu-
tung von Mineralvorkommen, Quellen und ande-
ren Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge
gelten nicht als unbewegliches Vermögen.
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(3) Absat2 1 gilt für Einkünfte aus der unmittel-
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpach-
tung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbe-
weglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unter-
nehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem
Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen
Arbeit dient.

Artikel 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragsstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine
Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unter-
nehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus,
so dürfen die Gewinne des Unternehmens im an-
deren Staat besteuert werden, jedoch nur inso-
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet
werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaates
seine Tätigkeit in dem anderen Vertragsstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in
jedem Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Ge-
winne zuzurechnen, die sie hätte erzielen können,
wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter
gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selb-
ständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im
Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betrieb-
stätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Be-
triebstätte werden die für diese Betriebstätte
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der
tatsächlichen Geschäftsführungs- und der allge-
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zuge-
lassen, gleichgültig, ob sie in dem betreffenden
Staat oder anderswo entstanden sind. Beträge, die
gegebenenfalls von der Betriebstätte an die Ge-
schäftsleitung des Unternehmens oder an andere
Betriebstätten des Unternehmens als Lizenzge-
bühren, Honorare oder andere ähnliche Ver-
gütungen für das Recht auf Nutzung von Patenten
oder anderen Rechten als Provisionen, für Dienst-
leistungen oder für eine Geschäftsleitungstätig-
keit (ausgenommen die Vergütung tatsächlicher
Ausgaben) und — ausgenommen bei Bankunter-
nehmen — als Zinsen für die Betriebstätte zur
Verfügung gestellte Gelder gezahlt werden,
werden nicht zum Abzug zugelassen.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist,
die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unter-
nehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln,
schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrags-
staat die zu besteuernden Gewinne nach der
üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der ange-
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wendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein,
daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses
Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern
oder Waren für das Unternehmen wird einer Be-
triebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Ge-
winne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln,
es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür be-
stehen, anders zu verfahren.

(7) Beteiligungen an Unternehmen, die in der
Form von Gesellschaften des bürgerlichen Rechts,
von offenen Handelsgesellschaften oder Kom-
manditgesellschaften errichtet sind, ferner die
Beteiligungen an „sociétés de fait" oder an
„associations en participation" des tunesischen
Rechts oder an stillen Gesellschaften des öster-
reichischen Rechts, dürfen in dem Staat besteuert
werden, in dem das in Rede stehende Unter-
nehmen eine Betriebstätte hat.

(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die
in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels
nicht berührt.

Artikel 8

Seeschiffahrt und Luftfahrt

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet.

(2) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Ge-
schäftsleitung eines Unternehmens der Seeschiff-
fahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem
Vertragsstaat gelegen, in dem der Heimathafen
des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen
vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem die
Person, die das Schiff betreibt, ansässig ist.

Artikel 9

Verbundene Unternehmen

(1) Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertrags Staates un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
leitung, der Kontrolle oder dem Kapital
eines Unternehmens des anderen Vertrags-
staates beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder dem Kapital eines Unternehmens
eines Vertragsstaates und eines Unter-
nehmens des anderen Vertragsstaates be-
teiligt sind
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und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart
oder auferlegt werden, die von denen abweichen,
die unabhängige Unternehmen miteinander ver-
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die
eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen
erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unter-
nehmens zugerechnet und entsprechend be-
steuert werden.

Artikel 10

Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber
nicht übersteigen

a) 10 v. H. des Bruttobetrages der Divi-
denden, wenn der Empfänger eine Ge-
sellschaft (ausgenommen eine Personen-
gesellschaft) ist, die unmittelbar über min-
destens 25 v. H. des Kapitals der die Divi-
denden zahlenden Gesellschaft verfügt;

b) 20 v. H. des Bruttobetrages der Divi-
denden in allen anderen Fällen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußrechten oder Genußscheinen, Gründeran-
teilen oder anderen Rechten — ausgenommen
Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie
aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig
ist, den Einkünften aus Aktien gleichgestellt sind.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige
Empfänger der Dividenden in dem anderen
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätig-
keit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder
einen freien Beruf durch eine dort gelegene
feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung,
für welche die Dividenden gezahlt werden,
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(5) Die in Österreich ansässigen Gesellschaften,
die in Tunesien eine Betriebstätte unterhalten,
bleiben der tunesischen Steuer auf Einkünfte
aus beweglichem Kapitalvermögen unter den
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Voraussetzungen der Besteuerung von Betrieb-
stätten ausländischer Gesellschaften unterworfen,
wobei jedoch die Besteuerungsgrundlage durch
den tunesischen Gewinn gebildet wird und der
im Absatz 2 lit. a vorgesehene Steuersatz ange-
wendet wird.

Artikel 11

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen
und an eine in dem anderen Vertragsstaat an-
sässige Person gezahlt werden, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Ver-
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem
Recht dieses Staates besteuert werden; die
Steuer darf aber 10 v. H. des Bruttobetrages
der Zinsen nicht übersteigen.

(3) Der in dem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forderungen
jeder Art, auch wenn sie durch Pfandrechte
an Grundstücken gesichert oder mit einer Be-
teiligung am Gewinn des Schuldners ausge-
stattet sind, und insbesondere Einkünfte aus
öffentlichen Anleihen und aus Obligationen,
einschließlich der damit verbundenen Aufgelder
und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge
für verspätete Zahlungen gelten nicht als Zinsen
im Sinn dieses Artikels.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige
Empfänger der Zinsen in dem anderen Ver-
tragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene
Betriebstätte oder einen freien Beruf durch
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt
und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder
festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Ver-
tragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser
Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften
oder eine in diesem Staat ansässige Person ist.
Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rück-
sicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat an-
sässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat
eine Betriebstätte und ist die Schuld, für welche
die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der
Betriebstätte eingegangen worden und trägt
die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zinsen
als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die
Betriebstätte liegt.

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb
die gezahlten Zinsen, gemessen an der zugrunde-



173. Stück — Ausgegeben am 19. Oktober 1978 — Nr. 516 3113

liegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner
und Gläubiger ohne diese Beziehungen verein-
bart hätten, so wird dieser Artikel nur auf
diesen letzten. Betrag angewendet. In diesem
Fall darf der übersteigende Betrag nach dem
Recht jedes Vertragsstaates und unter Berück-
sichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

Artikel 12

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertrags-
staat stammen und an eine in dem anderen Ver-
tragsstaat ansässige Person gezahlt werden,
dürfen in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch in
dem Staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf
aber nicht übersteigen

a) 10 v. H. des Bruttobetrages der Lizenz-
gebühren, die für die Benutzung oder
für das Recht auf Benutzung von Ur-
heberrechten an literarischen, künstleri-
schen oder wissenschaftlichen Werken, mit
Ausnahme kinematographischer Filme und
Fernsehfilme gezahlt werden;

b) 15 v. H. des Bruttobetrages der Lizenz-
gebühren, die für technische oder wirt-
schaftliche Studien, für die Benutzung
oder für das Recht auf Benutzung kinema-
tographischer Filme oder Fernsehfilme, von
Patenten, Marken, Mustern oder Modellen,
Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren
oder für die Benutzung oder das Recht
auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer
oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder
für die Mitteilung landwirtschaftlicher, ge-
werblicher, kaufmännischer oder wissen-
schaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(3) Absatz 1 ist nicht. anzuwenden, wenn der
in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger
der Lizenzgebühren in dem anderen Vertrags-
staat, aus dem die Lizenzgebühren stammen,
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort
gelegene Betriebstätte oder einen freien Beruf
durch eine dort gelegene feste Einrichtung
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte,
für welche die Lizenzgebühren gezahlt werden,
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen
Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem
Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner
dieser Staat selbst, eine seiner Gebietskörper-
schaften oder eine in diesem Staat ansässige
Person ist. Hat aber der Schuldner der Li2enz-
gebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in
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einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht,
in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und
ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenz-
gebühren für Zwecke der Betriebstätte einge-
gangen und trägt die Betriebstätte die Lizenz-
gebühren, so gelten die Lizenzgebühren als
aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die
Betriebstätte liegt.

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Be-
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser
Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet.
In diesem Fall darf der übersteigende Betrag
nach dem Recht jedes Vertragsstaates und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen
dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 13

Gewinne aus der Veräußerung von
Vermögen

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6
Absatz 2 dürfen in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Be-
triebstätte darstellt, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaates in dem anderen Vertragsstaat
hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört,
über die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person für die Ausübung eines freien Berufs
in dem anderen Vertragsstaat verfügt, ein-
schließlich derartiger Gewinne, die bei der
Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein
oder zusammen mit dem übrigen Unternehmen)
oder einer solchen festen Einrichtung erzielt
werden, dürfen in dem anderen Staat besteuert
werden. Jedoch dürfen Gewinne aus der Ver-
äußerung des in Artikel 22 Absatz 3 genannten
beweglichen Vermögens nur in dem Vertrags-
staat besteuert werden, in dem dieses bewegliche
Vermögen nach dem angeführten Artikel be-
steuert werden darf.

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem der Veräußerer ansässig ist.

Artikel 14

Selbständige Arbei t

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder
aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher
Art bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert
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werden. Diese Einkünfte dürfen jedoch in dem
anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn

a) die Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit
in dem anderen Vertragsstaat regelmäßig
über eine feste Einrichtung verfügt; in
diesem Fall darf lediglich der Teil der
Einkünfte, der dieser festen Einrichtung
zuzurechnen ist, in dem anderen Vertrags-
staat besteuert werden, oder

b) der Aufenthalt der Person im anderen
Vertragsstaat insgesamt mindestens 183 Tage
während des Steuerjahres beträgt.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbe-
sondere die selbständig ausgeübte wissenschaft-
liche, literarische, künstlerische, erzieherische
oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selb-
ständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte,
Ingenieure, Architekten und Wirtschaftstreu-
händer.

Artikel 15

Unselbständige Arbei t

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19
dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Ver-
gütungen, die eine in einem Vertragsstaat an-
sässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht,
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertrags-
staat ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort aus-
geübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen
in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Ver-
gütungen, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person für eine in dem anderen Ver-
tragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit be-
zieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert
werden, wenn

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat
insgesamt nicht länger als 183 Tage während
des betreffenden Steuerjahres aufhält,

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht in dem anderen Staat ansässig
ist, und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung ge-
tragen werden, die der Arbeitgeber in dem
anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dürfen Vergütungen für unselbständige Arbeit,
die an Bord eines Seeschiffe oder Luftfahrzeuges
im internationalen Verkehr ausgeübt wird, in
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
des Unternehmens befindet.
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Artikel 16

Aufsichtsrats- und
Verwaltungsratsvergütungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun-
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigen-
schaft als Mitglied des Aufsichts- oder Ver-
waltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die in
dem anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen
in dem anderen Staat besteuert werden.

Artikel 17

Künstler und Sportler

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen
Einkünfte, die berufsmäßige Künstler, wie Büh-
nen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler
und Musiker, sowie Sportler aus ihrer in dieser
Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit be-
ziehen, in dem Vertragsstaat besteuert werden,
in dem sie diese Tätigkeit ausüben.

(2) Fließen Einkünfte in bezug auf persönlich
ausgeübte Tätigkeiten von Künstlern oder Sport-
lern nicht diesen selbst, sondern anderen Personen
zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der
Bestimmungen der Artikel 7, 14 und 15 in
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
die Tätigkeit des Künstlers oder Sportlers
ausgeübt wird.

Artikel 18

Ruhegehälter

Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden,
dürfen nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19

Öffentliche Funktionen

(1) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter,
die ein Vertragsstaat oder eine seiner Gebiets-
körperschaften an eine natürliche Person für
eine unselbständige Arbeit zahlt, dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden. Wird aber die
unselbständige Arbeit in dem anderen Ver-
tragsstaat von einer in diesem Staat ansässigen
Person ausgeübt, die nicht Staatsangehörige
des erstgenannten Staates ist, so dürfen die
Vergütungen nur in diesem anderen Staat be-
steuert werden.

(2) Auf Vergütungen für unselbständige Arbeit,
die im Zusammenhang mit einer auf Gewinn-
erzielung gerichteten kaufmännischen oder ge-
werblichen Tätigkeit eines Vertragsstaates oder
einer seiner Gebietskörperschaften geleistet wird,
finden die Artikel 15 und 16 Anwendung.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen,
die im Rahmen eines Entwicklungshilfepro-
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grammes eines Vertragsstaates oder einer seiner
Gebietskörperschaften aus Mitteln, die aus-
schließlich von diesem Staat oder der Gebiets-
körperschaft bereitgestellt werden, an Sachver-
ständige gezahlt werden, die in den anderen
Vertragsstaat mit dessen Zustimmung entsandt
worden sind.

Artikel 20

Studenten, Lehrlinge und Praktikanten

(1) Zahlungen, die ein Student, ein Lehrling
oder ein Praktikant, der in einem Vertragsstaat
ansässig ist oder vorher dort ansässig war und
der sich in dem anderen Vertragsstaat ausschließ-
lich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält,
für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine
Ausbildung erhält, werden in dem anderen
Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlungen
auß Quellen außerhalb des anderen Staates zu-
fließen.

(2) Vergütungen, welche die in Absatz 1 ge-
nannten Personen für eine unselbständige Tätig-
keit beziehen, die in dem anderen Staat aus-
schließlich zu dem Zweck ausgeübt wird, prak-
tische Berufserfahrung zu erwerben, und deren
Dauer einen Zeitraum von 183 Tagen im Kalen-
derjahr nicht überschreitet, dürfen in diesem
Staat nicht besteuert werden.

Artikel 21

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte
Die in den vorstehenden Artikeln nicht aus-

drücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

ABSCHNITT IV

Besteuerung des Vermögens

Artikel 22

Vermögen

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 6 Absatz 2 darf in dem Vertragsstaat
besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsver-
mögen einer Betriebstätte eines Unternehmens
darstellt oder das zu einer der Ausübung eines
freien Berufs dienenden festen Einrichtung ge-
hört, darf in dem Vertragsstaat besteuert werden,
in dem sich die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung befindet.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im interna-
tionalen Verkehr sowie bewegliches Vermögen,
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das dem Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge
dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

ABSCHNITT V

Methoden zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung

Artikel 23

Vermeidung der Doppe lbes teuerung

(1) Bezieht eine in Tunesien ansässige Person
Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen
diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach
diesem Abkommen in Österreich besteuert wer-
den, so rechnet Tunesien auf die vom Ein-
kommen oder vom Vermögen dieser Person
zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in
Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen
oder vom Vermögen entspricht. Der anzu-
rechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor
der Anrechnung ermittelten Steuer vom Ein-
kommen oder vom Vermögen nicht übersteigen,
der auf die Einkünfte, die in Österreich be-
steuert werden dürfen, oder das Vermögen,
das in Österreich besteuert werden darf, entfällt.

(2) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen
diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach
diesem Abkommen in Tunesien besteuert werden,
so nimmt Österreich, vorbehaltlich des Ab-
satzes 3, diese Einkünfte oder dieses Vermögen
von der Besteuerung aus; Österreich darf aber
bei der Festsetzung der Steuer für das übrige
Einkommen oder das übrige Vermögen dieser
Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden
wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder
das betreffende Vermögen nicht von der Be-
steuerung ausgenommen wären. Dies gilt selbst
dann, wenn die Einkünfte oder das Vermögen
in Tunesien gänzlich oder teilweise steuerbefreit
sind.

(3) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12
in Tunesien besteuert werden dürfen, so rechnet
Österreich auf die vom Einkommen dieser Person
zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in
Tunesien gezahlten Steuer entspricht. Der anzu-
rechnende Betrag darf jedoch den Teil der
vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht
übersteigen, der auf die Einkünfte entfällt, die
aus Tunesien bezogen werden.

(4) Zur Anwendung des Absatzes 3 gilt die
tunesische Steuer — auch im Falle gänzlicher
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oder teilweiser Befreiung — mit folgenden
Beträgen als gezahlt:
— bei Dividenden im Sinn des Artikels 10

Absatz 2 lit. a mit 10 v. H.,
— bei Dividenden im Sinn des Artikels 10

Absatz 2 lit. b mit 20 v. H.,
— bei Zinsen im Sinn des Artikels 11 Absatz 2

mit 10 v. H.,
— bei Lizenzgebühren im Sinn des Artikels 12

Absatz 2 lit. a mit 10 v. H.,
— bei Lizenzgebühren im Sinn des Artikels 12

Absatz 2 lit. b mit 15 v. H.
des Bruttobetrages dieser Einkünfte.

ABSCHNITT VI

Besondere Bestimmungen

Artikel 24

Gleichbehandlung und
Invest i t ionsförderung

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaates
dürfen in dem anderen Vertragsstaat weder
einer Besteuerung noch einer damit zusammen-
hängenden Verpflichtung unterworfen werden,
die anders oder belastender sind als die Be-
steuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen
des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen
unterworfen sind oder unterworfen werden
können.

(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bedeutet:
a) natürliche Personen, die die Staatsange-

hörigkeit eines Vertragsstaates besitzen;
b) alle juristischen Personen, Personengesell-

schaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in einem Vertragsstaat
geltenden Recht errichtet worden sind.

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die
ein Unternehmen eines Vertragsstaates in dem
anderen Vertragsstaat hat, darf in dem anderen
Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung
von Unternehmen des anderen Staates, die die
gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung
ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen
Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat
ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -Vergün-
stigungen und -ermäßigungen auf Grund des
Personenstandes oder der Familienlasten zu
gewähren, die er den in seinem Gebiet ansässigen
Personen gewährt.

(4) Die Unternehmen eines Vertragsstaates,
deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar
oder mittelbar, einer in dem anderen Vertrags-
staat ansässigen Person oder mehreren solchen
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unter-
liegt, dürfen in dem erstgenannten Vertragsstaat
weder einer Besteuerung noch einer damit
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zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen
werden, die anders oder belastender sind als
die Besteuerung und die damit zusammenhän-
genden Verpflichtungen, denen andere ähnliche
Unternehmen des erstgenannten Staates unter-
worfen sind oder unterworfen werden können.

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck
„Besteuerung" Steuern jeder Art und Bezeich-
nung.

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt nicht die
Anwendung günstigerer steuerlicher Bestim-
mungen, die das Recht eines der Vertrags Staaten
zugunsten von Investitionen vorsieht.

Artikel 25

Vers tändigungsverfahren

(1) Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person der Auffassung, daß die Maßnahmen
eines Vertragsstaates oder beider Vertragsstaaten
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen
werden, die diesem Abkommen nicht entspricht,
so kann sie unbeschadet der nach dem inner-
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde
des Vertrags Staates unterbreiten, in dem sie
ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Ein-
wendung für begründet und ist sie selbst nicht
in der Lage, eine befriedigende Lösung herbei-
zuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall
im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde
des anderen Vertragsstaates so zu regeln, daß
eine dem Abkommen nicht entsprechende Be-
steuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
wendung des Abkommens entstehen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können
auch gemeinsam darüber beraten, wie eine
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Ab-
kommen nicht behandelt sind, vermieden werden
kann.
(4) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten können zur Herbeiführung einer Einigung
im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar
miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher
Meingungsaustausch für die Herbeiführung der
Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher
Meinungsaustausch in einer Kommission durch-
geführt werden, die aus Vertretern der zu-
ständigen Behörden der Vertragsstaaten besteht.

Artikel 26

Austausch von Informationen
(1) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten werden die zur Durchführung dieses
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Abkommens erforderlichen Informationen aus-
tauschen. Alle so ausgetauschten Informationen
sind geheimzuhalten und dürfen nur solchen
Personen oder Behörden zugänglich gemacht
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung
der unter das Abkommen fallenden Steuern
befaßt sind.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der Vertragsstaaten,

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von den Gesetzen oder der Verwaltungs-
praxis dieses oder des anderen Vertrags-
staates abweichen;

b) Angaben zu übermitteln, die nach den
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungs-
verfahren dieses oder des anderen Ver-
tragsstaates nicht beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben
würden oder deren Erteilung dem Ordre
public widerspräche.

Artikel 27

Diplomatische und konsularische Beamte

Dieses Abkommen berührt nicht die Vorrechte,
die den diplomatischen und konsularischen
Beamten nach den allgemeinen Regeln des
Völkerrechts oder auf Grund besonderer Ver-
einbarungen zustehen.

ABSCHNITT VII

Schlußbestimmungen

Artikel 28

Inkraft treten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Tunis ausgetauscht.

(2) Dieses Abkommen tritt am 60. Tag nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft
und ist in jedem der beiden Staaten anzuwenden

a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern
von den Einkünften, die ab 1. Jänner des
Jahres zugeflossen oder gezahlt worden
sind, das unmittelbar auf das Jahr folgt,
in dem die Ratifikationsurkunden ausge-
tauscht wurden;
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b) auf sonstige Steuern für Erhebungszeit-
räume, die ab 31. Dezember des Jahres
enden, in dem die Ratifikationsurkunden
ausgetauscht wurden.

Artikel 29

Außerkraf t t re ten

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit
in Kraft; jeder Vertragsstaat kann jedoch das
Abkommen fünf Jahre nach Ablauf des Jahres,
in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht
wurden, bis zum 30. Juni eines jeden Kalender-
jahres gegenüber dem anderen Vertragsstaat
schriftlich auf diplomatischem Weg kündigen.
Im Fall einer vor dem 1. Juli eines solchen Jahres
erfolgenden Kündigung wird das Abkommen in
beiden Vertragsstaaten letztmals angewendet

a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern
von den bis zum 31. Dezember des Kündi-
gungsjahres zugeflossenen oder gezahlten
Einkünften;

b) auf die sonstigen Steuern für die vor dem
31. Dezember desselben Jahres endenden
Erhebungszeiträume.

Geschehen zu Wien am 23. Juni 1977

in zweifacher Urschrift
in französischer Sprache.

Für die Republik Österreich:

Lanc

Für die Republik Tunesien:

Nouira

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 6. Juli 1978 in Tunis ausgetauscht; das Abkommen ist gemäß seinem
Art. 28 Abs. 2 am 4. September 1978 in Kraft getreten.

Kreisky
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